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1. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand: Wie genau 
muss der Antrag begründet werden? 

 
Wird das Einspruchsschreiben rechtzeitig abgeschickt, aber dem Finanz-
amt verspätet zugestellt und dadurch die Einspruchsfrist verpasst, hilft ein 
Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Für die Antragsbe-
gründung reicht es aus, wenn der Steuerpflichtige darlegt, an welchem Tag 
das Schriftstück in welcher Weise von wem auf den Weg zum Finanzamt 
gebracht wurde. 
Hintergrund 
Der Steuerpflichtige legte gegen den Einkommensteuerbescheid 2012 vom 
31.1.2014 Einspruch ein. Das Schreiben seiner Steuerberaterin war vom 
26.2.2014. Das Einspruchsschreiben ging allerdings erst am 6.3.2014 und damit 
verspätet beim Finanzamt ein. Dies teilte das Finanzamt dem Steuerpflichtigen 
mit Schreiben vom 31.3.2014 mit. 
Mit Schreiben vom 9.4.2014 beantragte die Steuerberaterin Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand. Dem Postausgangsbuch ist zu entnehmen, dass das Ein-
spruchsschreiben am 26.2.2014 mit der Deutschen Post verschickt worden war. 
Die zuständige Bearbeiterin in der Kanzlei hatte das Schreiben am 26.2.2014 im 
Postausgangsbuch eingetragen und mit dem restlichen Schriftwechsel am 
Abend in den Briefkasten gesteckt. 
Das Finanzamt sah die Begründung des Antrags auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand jedoch als nicht ausreichend an. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab dem Steuerpflichtigen dagegen Recht. Wird ein Wieder-
einsetzungsantrag mit der fristgerechten Absendung eines beim Empfänger nicht 
oder verspätet eingegangenen Schriftstücks begründet, ist im Einzelnen auszu-
führen, wann, von wem und in welcher Weise es zur Post aufgegeben wurde. 
Dies muss durch Beweismittel glaubhaft gemacht werden. 
Im vorliegenden Fall wurde innerhalb der Antragsfrist von der Steuerberaterin 
mitgeteilt, dass das Einspruchsschreiben am 26.2.2014 mit der Deutschen Post 
verschickt worden war. Auch hatte sie die aus ihrer Sicht bestehende Unerklär-
lichkeit der Fristversäumnis erläutert. Dies reicht nach Auffassung des Finanzge-
richts für eine Antragsbegründung aus. 
Die erst im Klageverfahren erfolgte Ergänzung des Vortrags zum 
Absendevorgang durch Benennung der Personen, die die Austragung aus dem 
Postausgangsbuch und den Einwurf in den nunmehr genau benannten Briefkas-
ten vorgenommen haben, wertete das Finanzgericht als ergänzende Darlegung 
und nicht als neuen Wiedereinsetzungsgrund. 
 
2. Häusliches Arbeitszimmer: Abtrennung durch Raum-

teiler genügt nicht 
Ein häusliches Arbeitszimmer erfordert einen abgeschlossenen Raum mit 
Wänden und Türen. Dieser liegt nicht vor, wenn der Arbeitsbereich ledig-
lich durch ein Sideboard mit Durchgang zum Rest des Zimmers abgetrennt 
ist. 
Hintergrund 

A nutzte in seiner Wohnung die Kellerräume als Büro und Archiv. Im Oberge-
schoss befand sich das Wohn-/Esszimmer, das A sowohl zu Wohnzwecken als 
auch als Büro nutzte. Der Arbeitsbereich war durch ein 1 m hohes Sideboard 
abgetrennt. A konnte vom Arbeitsbereich aus am Sideboard vorbei den Rest des 
Zimmers betreten, in dem sich ein Tisch mit 4 Stühlen befand. Das Finanzamt 
und auch das Finanzgericht erkannten nur die Mietaufwendungen für die Keller-
räume als Betriebsausgaben an. Die anteilig auf den Arbeitsbereich im Oberge-
schoss entfallenden Aufwendungen ließen sie unberücksichtigt. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof lehnt für den durch ein Sideboard abgetrennten Arbeitsbe-
reich ebenfalls den Abzug als Betriebsausgaben ab. Ein häusliches Arbeitszim-
mer ist seiner Ansicht nach ein Raum, der zum einen typischerweise mit Büro-
möbeln eingerichtet ist und zum anderen nahezu ausschließlich beruflich genutzt 
wird. Aufwendungen für in die private Sphäre eingebundene Räume, die bereits 
nach ihrem äußeren Erscheinungsbild nicht dem Typus des Arbeitszimmers 
entsprechen, können daher nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abgezogen werden. Denn die nahezu ausschließliche betriebliche Nutzung liegt 
weder vor bei einem gemischt genutzten und als Arbeitszimmer eingerichteten 
Raum noch bei einem abgetrennten Arbeitsbereich in einem auch zu Wohnzwe-
cken genutzten Raum. Nur ein durch Wände und Türen abgeschlossener Raum 
kann deshalb ein häusliches Arbeitszimmer sein. 
Ein Arbeitsbereich, der vom angrenzenden Wohnbereich aus durch einen offe-
nen Durchgang ohne Türabschluss betreten werden kann oder der lediglich 
durch einen Raumteiler abgetrennt ist oder sich auf einer Empore befindet, kann 
aus diesem Grund nicht als häusliches Arbeitszimmer anerkannt werden. 
 
3. Wann eine Berichtigung einer Rechnung rückwirkend 

möglich ist 
Ermöglicht eine Rechnungsberichtigung dem Leistungsempfänger rück-
wirkend den Vorsteuerabzug? Oder ist der Vorsteuerabzug erst dann 
möglich, wenn die berichtigte Rechnung vorliegt? Mit diesen Fragen muss-
te sich der Europäische Gerichtshof auseinandersetzen. 
Hintergrund 
Eine deutsche GmbH hatte aus Gutschriften und Rechnungen den Vorsteuerab-
zug vorgenommen. Die Abrechnungen enthielten jedoch keine Steuernummer 
oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummern der leistenden Unternehmer. Nach 
einer Betriebsprüfung wurde deshalb der Vorsteuerabzug für den Zeitraum der 
Vorlage der nicht ordnungsgemäßen Rechnungen versagt. Noch während der 
laufenden Außenprüfung legte die GmbH dem zuständigen Finanzamt berichtig-
te Abrechnungen vor, in denen die Steuernummer bzw. die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern des jeweils leistenden Unternehmers enthalten waren. 
Trotzdem erließ das Finanzamt geänderte Steuerbescheide, in denen die Vor-
steuerbeträge aus den Rechnungen nicht berücksichtigt wurden. 
Entscheidung 
Der Europäische Gerichtshof hat die Rechnungsberichtigung in dem vorliegen-
den Fall zugelassen, und zwar mit Wirkung für die Vergangenheit. Eine rückwir-
kende Rechnungsberichtigung ist mit gemeinschaftsrechtlichen Grundsätzen 
vereinbar. 
Zwar können Mitgliedstaaten Sanktionen für den Fall der Nichterfüllung der 
formellen Bedingungen für die Ausübung des Vorsteuerabzugsrechts vorsehen. 
Der Vorsteuerabzug darf aber nicht versagt werden, diese Sanktion kann nicht in 
Betracht kommen. 
Mögliche Sanktionen wären z. B. die Auferlegung einer Geldbuße oder eine 
finanzielle Sanktion, die aber in einem angemessenen Verhältnis zur Schwere 
des Verstoßes stehen muss. Eine pauschale Versagung des Vorsteuerabzugs 
würde über die gemeinschaftsrechtlichen Ziele der genauen Erhebung der 
Steuer und der Verhinderung von Steuerhinterziehung hinausgehen. 
Die Frage, ob eine Rechnungsberichtigung noch rechtzeitig erfolgt ist, wenn sie 
erst im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens vorgelegt wird, wurde vom Euro-
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päischen Gerichtshof nicht beantwortet. Da im vorliegenden Verfahren die 
berichtigten Rechnungen noch im Betriebsprüfungsverfahren vorgelegt worden 
und damit nicht verspätet waren, war diese Frage im vorliegenden Verfahren 
nicht klärungsbedürftig. 
 
4. Bonuszahlungen der Krankenkasse kürzen nicht die 

Sonderausgaben 
Erhält ein Steuerpflichtiger von seiner Krankenkasse Bonuszahlungen, weil 
er an bestimmten Vorsorge- und Gesundheitsprogrammen teilgenommen 
hat, wird der für Krankenversicherungsbeiträge zustehende Sonderausga-
benabzug nicht um diese Zahlungen gekürzt. 
Hintergrund 
Die Eheleute machten Arbeitnehmerbeiträge der Ehefrau (F) zur gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt 
kürzte diese Beiträge um 150 EUR, den F von der gesetzlichen Krankenkasse 
als Kostenerstattung für Gesundheitsmaßnahmen im Rahmen eines Bonuspro-
gramms erhalten hatte. Durch das Bonusprogramm beteiligt sich die Kranken-
kasse mit einem Zuschuss von jährlich bis zu 150 EUR an den Kosten für be-
stimmte Vorsorge- und Gesundheitsmaßnahmen, die von den Versicherten 
privat finanziert werden. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof entschied zugunsten der Eheleute und entschied, dass die 
Bonuszahlungen nicht mit den Krankenversicherungsbeiträgen verrechnet 
werden dürfen. Voraussetzung für den Sonderausgabenabzug ist, dass der 
Versicherte durch seine Aufwendungen (Beiträge) endgültig wirtschaftlich belas-
tet ist. Die Belastung entfällt daher, wenn ihm diese Aufwendungen erstattet 
werden. Der Bonus ist jedoch keine Erstattungsleistung. Er steht nicht in unmit-
telbarem Zusammenhang mit den Versicherungsbeiträgen und wird auch nicht 
zur Minderung der Beitragslast gezahlt. Vielmehr hat F zusätzliche Gesundheits-
aufwendungen getragen, die ihr von der Kasse erstattet wurden. Die Kranken-
versicherungsbeiträge können deshalb ungekürzt abgezogen werden. 
 
5. 5 wertvolle Tipps, wie neue Azubis schneller und bes-

ser Buchhaltung lernen 
Es ist schwierig genug, geeignete Bewerber für einen Ausbildungsberuf im 
Bereich Steuern und Rechnungswesen zu finden. Wenn sich dann beide Seiten 
für den Ausbildungsvertrag entschieden haben, sollte die Ausbildung auch ein 
voller Erfolg werden. Dabei können Sie speziell im Kernfach "doppelte Buchfüh-
rung" helfen, denn selbst wenn sich junge Menschen für einen solchen Beruf 
entscheiden, heißt das noch lange nicht, dass ihnen das Verständnis von "Soll 
und Haben" von selbst zufliegt. Hier finden Sie 5 wertvolle Tipps, wie Rech-
nungswesen-Neulinge schneller zurechtkommen. 
Neue Sichtweisen fördern 
Warum ist doppelte Buchführung anfangs so unverständlich? Die Vermutung, 
das müsse so sein, ist falsch. Die folgenden Empfehlungen basieren auf dem 
didaktischen Konzept von HPRühl®, mit dem Selbstständige und Führungskräfte 
in kurzer Zeit das Prinzip von Buchhaltung und Bilanz lernen. Die didaktischen 
Grundlagen sind eins zu eins auch von Auszubildenden und Studierenden 
nutzbar. 
Tipp 1: Buchhaltung ohne Gesetzestexte lernen 
Scheinbar hat das Finanzamt die doppelte Buchführung erfunden, und um sie zu 
verstehen, braucht man die passenden Gesetzestexte – jedenfalls vermitteln 
Lehrbücher unterschwellig diesen Eindruck. Sie erschlagen Schülerinnen und 
Schüler schon auf den ersten Seiten mit der Abgabenordnung, dem Einkom-
mensteuerrecht und einer Vielzahl weiterer Vorschriften. 
Natürlich ist dem nicht so. Die doppelte Buchführung als geniales und Jahrhun-
derte altes Konzept wurde entwickelt, um betriebliches Wirtschaften abzubilden 
und zu steuern. Von einem Finanzamt im heutigen Sinne gab es noch keine 
Spur, auch wenn natürlich damals schon alle über die Steuerlast stöhnten. 
Dennoch ist die doppelte Buchführung von der kaufmännischen Konzeption her 
unabhängig von Rechtsnormen. 
Erklären Sie immer erst die kaufmännischen Zusammenhänge eines Sachver-
halts und lassen Sie Gesetze und Vorschriften bewusst beiseite, bis der wirt-
schaftliche Zusammenhang nachvollzogen wurde. 
Tipp 2: Mit T-Konten-Strukturen arbeiten 
Buchhaltung wird nicht am Bildschirm verstanden. Zum Verständnis der doppel-
ten Buchführung ist das Verständnis von T-Konten und deren Bedeutung zwin-
gend nötig. 
Leider werden (zwar nicht überall, aber doch zunehmend) Erklärungen direkt 
anhand einer Software am Bildschirm vorgenommen. Besser ist es, erst jeden 
Sachverhalt mit einer T-Kontenstruktur unabhängig von der eingesetzten Soft-
ware zu erklären und anschließend am Bildschirm zu erläutern, welche Bild-
schirmdarstellungen und Funktionen den zuvor erklärten Sachverhalt widerspie-
geln. 
Nicht umsonst malen sich Profis komplexe Sachverhalte in T-Kontenstrukturen 
auf, um sie nachzuvollziehen oder zu erklären. 
Erklären Sie jede Verständnisfrage zur doppelten Buchhaltung Ihren Azubis 
immer erst anhand von T-Kontenstrukturen und zeigen Sie erst dann, wie sich 
das in einer Software darstellt. 
Tipp 3: Moderne Lernmedien einsetzen 
Die jetzige Generation von Auszubildenden gehört zu den "Digital Natives". 
Womit keineswegs gesagt ist, dass alle ein fundiertes Verständnis der modernen 
Medien haben, manches Mal erstreckt sich das Know-how nur auf die Funktio-
nen von WhatsApp oder Facebook. 
Nichtsdestotrotz: Ihre Auszubildenden möchten eLearning und Online-Lernmittel 
nutzen, um nach eigenem Gusto zeit- und ortsunabhängig, aber auch in kleinen 
Lernhäppchen (etwa an der Bushaltestelle, in der Bahn auf dem Weg zu Schule) 

passende Wissenseinheiten zu verstehen. Dies als Ergänzung zu Schule und 
Lehrbuch, nicht anstatt. 
Machen Sie sich selbst mit den neuen Medien vertraut. Testen Sie verschiedene 
Optionen: Webinare, Podcasts, Apps, Online-Lernseiten, Lerngruppen auf 
Facebook und leiten Sie die besten an Ihre Azubis weiter. Am Ende dieses 
Beitrags finden Sie einige Beispiele zu modernen Lernangeboten. 
Tipp 4: Erfolgserlebnisse schaffen 
Ihr unter Mühen und Schwierigkeiten gefundener Auszubildender oder Ihre 
Auszubildende hat aufgegeben? Die jungen Leute haben nicht mehr den nötigen 
Biss? Die Belastbarkeit ist gesunken? Das Pflichtgefühl fehlt? 
Mag sein. Könnte man unterschreiben. Wäre da nicht das Aristoteles zuge-
schriebene Zitat von vor 2.400 Jahren: "Ich habe überhaupt keine Hoffnung mehr 
in die Zukunft unseres Landes, wenn einmal unsere Jugend die Männer von 
morgen stellt. Unsere Jugend ist unerträglich, unverantwortlich und entsetzlich 
anzusehen." 
Vielleicht sind Ihre Auszubildenden einfach nur so, wie wir im gleichen Alter 
waren. Und dann sind sie sehr wohl lern- und leistungswillig, nur muss man sie 
richtig ansprechen. Und dazu gehören von Anfang an Erfolgserlebnisse. 
Achten Sie besonders auf Online-Lernmedien, die kleine Lerneinheiten mit dem 
richtigen Maß an Herausforderung (aber nicht Überforderung) anbieten, die 
Lernenden stringent durch aufeinander aufbauende Lernschritte führen und 
durch kleine Belohnungssysteme Erfolgserlebnisse schaffen. 
Tipp 5: Die eLearning Einstiegsliste für Ihre Azubis 
Im Folgenden finden Sie gut gemachte eLearning- und andere Angebote, die 
teils kostenlos, teils kostenpflichtig sind und speziell Anfängern im Rechnungs-
wesen den richtigen Einstieg bieten. 
Die ersten beiden Empfehlungen basieren auf dem Konzept von HPRühl®, das 
neben der strikten Abwesenheit von Rechtsnormen zur Erklärung der doppelten 
Buchführung zunächst nur mit 4 T-Konten arbeitet (Anlagevermögen, Umlauf-
vermögen, Eigenkapital, Fremdkapital) und erst später einzelne Bestandskonten, 
Erfolgskonten und Privatkonten schrittweise einführt. 
Das Konzept legt auch auf den Unterschied zwischen Liquidität und Erfolg 
besonderen Wert und betrachtet alle Geschäftsvorfälle unter dem Aspekt ihrer 
kaufmännischen Wirkung auf Bilanz, Liquidität und Ergebnis. 
Die weiteren Empfehlungen betreffen Angebote, die weiterführende und mehr 
gesetzesbezogene Informationen liefern. 

· Der "Grundlagen-Podcast Rechnungswesen" von HPRühl® ist eine 
12-teilige, kostenlose, seit 2010 in den Charts von Apple gelistete Se-
rie, welche die doppelte Buchführung mit Soll und Haben von Anfang 
an erklärt. Die MP3-Dateien können heruntergeladen oder online ge-
hört werden, sie stehen damit plattformunabhängig auf allen Be-
triebssystemen zur Verfügung 
(https://soundcloud.com/rechnungswesen-
podcast/sets/grundlagenpodcast-rechnungswesen). 

· Die iPhone App BuchenLernen von HPRühl® (nicht für Android, aber 
auch als Buch verfügbar) erklärt die gleichen Inhalte in einer App, mit 
der direkt auf dem Touchscreen Buchungsaufgaben per Fingertipp 
auf T-Konten gelöst werden können und sofortige Richtig/Falsch-
Feedbacks erfolgen (http://www.buchenlernen.de). 

· Das Wirtschaftslexikon Gabler bietet auf seiner Webseite mit kom-
pakten Texten und besonderer Sorgfalt bei der Nutzung von Fachbe-
griffen ein empfehlenswertes Lern- und Nachschlagewerk für alle, die 
in kurzer Zeit Sachverhalte wiederholen möchten oder einen Einstieg 
in eine Fragestellung benötigen. Ein zuvor erworbenes Basiswissen 
ist hilfreich, um maximalen Nutzen daraus zu ziehen, auch auf 
Rechtsnormen wird verwiesen (http://wirtschaftslexikon.gabler.de/). 

· Die Webseite steuerazubi.com behandelt unterschiedliche Themen 
im Zusammenhang mit der Ausbildung zum Steuerfachangestellten 
und ist auch als Facebookseite verfügbar. Dort können sich Steuer-
Azubis auch untereinander austauschen, wodurch eine hohe Rele-
vanz für Ihre Auszubildenden garantiert ist 
(http://www.steuerazubi.com/). 

Der Haufe eCampus liefert umfassende Informationen zu Berufseinstieg und 
Karriereentwicklung und bietet auch Studenten wertvolle Informationen, etwa zu 
Studienmöglichkeiten im Ausland (http://ecampus.haufe.de/). 
 

6. Dienstjubiläum: Aufwendungen für die Feier kön-
nen abziehbar sein 

Feiert der Arbeitnehmer sein Dienstjubiläum und lädt er dazu die Gäste 
nach abstrakten berufsbezogenen Kriterien ein, handelt es sich bei der 
Feier um ein berufliches Ereignis. Die Aufwendungen können deshalb als 
Werbungskosten geltend gemacht werden. 
Hintergrund 
Anlässlich seines 40-jährigen Dienstjubiläums lud der Finanzbeamte A an einem 
Arbeitstag für die Zeit von 11 Uhr bis 13 Uhr zu einer Feier ein, die in einem 
Raum des Finanzamts stattfand. Die Einladung erging per E-Mail an alle Mitar-
beiter im Haus. A besorgte Wein, Sekt und Häppchen. Die Kosten von insgesamt 
830 EUR machte A als Werbungskosten geltend. Sowohl das Finanzamt als 
auch das Finanzgericht lehnten einen Werbungskostenabzug jedoch ab. Denn 
ein Dienstjubiläum ist ein privates Ereignis, außerdem bestand für A auch keine 
Verpflichtung, eine Feier auszurichten. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof zeigt sich hier großzügiger und entschied, dass die Auf-
wendungen für die Feier des Dienstjubiläums beruflich veranlasst und damit 
Werbungskosten sind. 
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Ob die Aufwendungen beruflich oder privat veranlasst sind, hängt vor allem vom 
Anlass der Feier ab. Er ist aber nur ein Indiz, nicht das alleinentscheidende 
Kriterium. Deshalb kann trotz eines persönlichen Ereignisses eine berufliche 
Veranlassung vorliegen. Umgekehrt gilt: Auch wenn ein berufliches Ereignis 
vorliegt, sind die Kosten damit nicht automatisch beruflich veranlasst. 
Deshalb müssen für die Frage der beruflichen Veranlassung weitere Kriterien 
herangezogen werden. Diese sind: 

· Wer tritt als Gastgeber auf? 
· Wer bestimmt die Gästeliste? 
· Sind die Gäste nur Kollegen, Geschäftsfreunde und Mitarbeiter oder 

auch private Bekannte oder Angehörige? 
· Ort der Veranstaltung 
· Bleiben die Kosten im Rahmen vergleichbarer Veranstaltungen? 
· Hat das Fest einen eher betrieblichen oder einen privaten Charakter? 

Werden zum Beispiel Arbeitskollegen wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten betrieblichen Einheit oder nach ihrer Funktion eingeladen, ist nahelie-
gend, dass die Aufwendungen für diese Gäste (nahezu) ausschließlich beruflich 
veranlasst sind. Stehen dagegen nur einzeln ausgesuchte Arbeitskollegen auf 
der Gästeliste, lässt dies auf private Beziehungen und somit auf eine nicht nur 
unerhebliche private Mitveranlassung schließen. 
Im Ergebnis waren deshalb die dem A entstandenen Aufwendungen (nahezu) 
ausschließlich beruflich veranlasst. Das Dienstjubiläum ist zum einen ein berufs-
bezogenes Ereignis. Zum anderen waren nicht nur befreundete Kollegen, son-
dern alle Amtsangehörigen eingeladen. Auch die Höhe der Kosten (nicht mal 17 
EUR pro Gast), der Veranstaltungsort und die Veranstaltungszeit sprechen für 
einen beruflichen Charakter der Feier. Darüber hinaus lag für die Feier sogar 
eine Genehmigung durch die Amtsleitung vor. 
 
7. Häusliches Arbeitszimmer abziehbar trotz Schreib-

tisch in der Praxis? 
Wer in seiner Praxis über einen Schreibtischarbeitsplatz verfügt, kann 
trotzdem die Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer abziehen. Das gilt 
vor allem dann, wenn die Praxisräume für die Erledigung von Büroarbeiten 
nicht oder nur eingeschränkt geeignet sind. 
Hintergrund 
Der Kläger ist selbstständiger Logopäde. In seinen Praxisräumen hatte er zwar 
einen Schreibtischarbeitsplatz eingerichtet. Zur Erledigung von Büroarbeiten 
nutzte er aber ein häusliches Arbeitszimmer. Denn in der Praxis konnte er 
Büroarbeiten u. a. wegen der Versorgung der Patienten nur bedingt erledigen. 
Das Finanzamt erkannte die Kosten des Arbeitszimmers nicht als Betriebsaus-
gaben an, weil seiner Auffassung nach für die Bürotätigkeit ein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung stand. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab dagegen dem Kläger Recht. Anders als bei einem Arbeit-
nehmer indiziert der Schreibtischarbeitsplatz eines Selbstständigen im Büro bzw. 
in der Praxis, dass ihm dieser Arbeitsplatz für alle Aufgabenbereiche seiner 
Erwerbstätigkeit zur Verfügung steht. Erforderlich ist jedoch, dass ihn der Steu-
erpflichtige in dem konkret erforderlichen Umfang und in der konkret erforderli-
chen Art und Weise nutzen kann. Denn nur dann ist der Steuerpflichtige nicht auf 
das häusliche Arbeitszimmer angewiesen. Kann er aber seinen Arbeitsplatz im 
Büro bzw. der Praxis nur eingeschränkt nutzen und muss er im häuslichen 
Arbeitszimmer einen nicht unerheblichen Teil seiner beruflichen Tätigkeit verrich-
ten, gilt das Abzugsverbot für das Arbeitszimmer nicht. 
Im vorliegenden Fall steht dem Kläger für die Ausübung seiner erforderlichen 
Büro- und Verwaltungsarbeiten kein anderer Arbeitsplatz im konkret erforderli-
chen Umfang und in der konkret erforderlichen Art und Weise zur Verfügung. 
Denn die Betriebsräume sind nur eingeschränkt für diese Tätigkeiten nutzbar, da 
sie vorwiegend als Therapieräume für Patienten ausgestattet sind. Büroarbeiten 
mit Patientendaten sowie Lohnabrechnungen sind aber vertraulich vorzunehmen 
und können deswegen nicht in der Praxis erfolgen. Der Kläger kann die Kosten 
des Arbeitszimmers deswegen bis zum Höchstbetrag von 1.250 EUR abziehen. 
 
8. Vorsteuerabzug: Welche Anschrift darf in der Rech-

nung verwendet werden? 
Ist es für den Vorsteuerabzug ausreichend, dass der leistende Unterneh-
mer in der Rechnung eine Anschrift angibt, unter der er postalisch erreich-
bar ist, oder ist eine Anschrift erforderlich, unter der er seine wirtschaftli-
che Tätigkeit entfaltet? Diese Frage legt der Bundesfinanzhof dem Europä-
ischen Gerichtshof vor. 
Hintergrund 
K betreibt einen Kfz-Handel. In den Jahren 2009 bis 2011 kaufte er Fahrzeuge 
von Z. Dieser hatte Räumlichkeiten angemietet, in denen er kein Autohaus 
betrieb, sondern nur ein Büro unterhielt, von dem aus er seine Fahrzeuge im 
Onlinehandel vertrieb. In dem Büro kam nur die Post an, wurde dort sortiert und 
bearbeitet. Auch wurden die Akten dort geführt. Am Gebäude befand sich ledig-
lich ein Firmenschild. Die Fahrzeuge übergab Z an K zum Teil an öffentlichen 
Plätzen. 
Das Finanzamt wertete die Geschäftsadresse des Z nur als Briefkastenadresse 
und damit als Scheinadresse und verweigerte deshalb K den Vorsteuerabzug 
aus den Eingangsrechnungen des Z. 
Das Finanzgericht gab dagegen der Klage statt. Seiner Auffassung nach erfor-
dert die gesetzliche Regelung nicht, dass an der angegebenen Anschrift ge-
schäftliche Aktivitäten stattfinden. Die anderslautende bisherige Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs ist angesichts der technischen Entwicklung überholt. 
Das Finanzamt legte hiergegen Revision ein. 
Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof setzt das Revisionsverfahren aus und legt die Problematik 
dem Europäischen Gerichtshof vor. 
Für den Leistungsempfänger besteht kein Recht auf Vorsteuerabzug, wenn die 
für den Vorsteuerabzug erforderlichen Rechnungsangaben fehlen oder sie 
unzutreffend sind. Der Bundesfinanzhof hatte erst im letzten Jahr dazu entschie-
den, dass das gesetzlich geforderte Merkmal "vollständige Anschrift" nur dann 
erfüllt ist, wenn der leistende Unternehmer dort seine wirtschaftlichen Aktivitäten 
entfaltet. Unter der von Z angegebenen Adresse fanden jedoch keine ernsthaften 
wirtschaftlichen Aktivitäten statt, sodass K der Vorsteuerabzug nicht zusteht. 
Der Bundesfinanzhof hat jedoch Zweifel daran, ob diese Auslegung des nationa-
len Rechts mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs überein-
stimmt. Denn dieser hatte in einem Fall das Vorliegen der formellen Rechnungs-
voraussetzungen bejaht, obwohl an der im Handelsregister und auch in der 
Rechnung als Gesellschaftssitz bezeichneten Anschrift eine wirtschaftliche 
Tätigkeit gar nicht möglich war. Nach diesem Urteil könnte man davon ausge-
hen, dass für den Vorsteuerabzug nicht alle formellen Rechnungsvoraussetzun-
gen vorliegen müssen, jedenfalls keine Anschrift vorausgesetzt wird, unter der 
wirtschaftliche Tätigkeiten entfaltet werden. 


